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Hitzige Debatte 
Ein Büsserhemd bestand im Mittelal-
ter aus einem groben, kratzigen Stoff. 
Der Schmerz diente zur Busse von 
Sünden. Das moderne Büsserhemd 
kommt vor allem bei Hitzewellen 
zum Tragen und ist hauptsächlich 
eines: verschwitzt. Extreme Hitze 
wird zwar auch hierzulande als ein 
grosses Gesundheitsrisiko, vor allem 
für Ältere und Kranke, betrachtet. Es 
kommt hinzu, dass bei erhöhten 
Temperaturen die Aufmerksamkeit 
und Produktivität nachlässt. Wenn es 
um Klimaanlagen geht, wird jedoch 
die Diskussion hitzig und kultur-
kämpferisch. 

Klimaanlagen werden häufig als 
Extravaganz angesehen – und 
Schwitzen als Busse. In Liechtenstein 
müssen fest installierte Kühlanlagen 
bewilligt werden. Das Verfahren ist 
restriktiv. Die Geräte werden nur 
genehmigt, wenn die Kühlung unbe-
dingt notwendig ist, wie etwa bei 
Serverräumen, Laboren oder Vorrats-
lagern. Steigende Temperaturen 
mindern aber sichtlich die Konzen-
tration: Die Hitzeschutz-Kampagne 
der Regierung empfahl 2025 auf 
einem Flyer unter dem Stichwort 
«Halten Sie Ihre Wohnung kühl» 
unter anderem: «Verwenden Sie nach 
Möglichkeit eine Klimaanlage oder 
einen Ventilator.» Der Satz ist in 
neueren Versionen verschwunden. 

Im vergangenen Jahr lancierte die 
FBP eine Motion zum sinnvollen 
Umgang mit Klimageräten; die im 
Landtag auch angenommen wurde. 
Die Diskussion dreht sich um zwei 
Punkte: Erstens werden Klimaanla-
gen notwendiger, weil Hitzephasen 
häufiger und länger geworden sind. 
Zweitens nimmt das Angebot an 
erneuerbarem Strom zu. Gerade 
Solarstrom wird dann übermässig 
produziert, wenn die Sonne scheint 
und die Leute ihre Gebäude kühlen 
wollen. In den vergangenen Jahren 
haben die Stunden mit negativen 
Strompreisen zugenommen. Das 
heisst, es wird mehr produziert als 
verbraucht, was vor allem in den 
Sommermonaten wegen des Ausbaus 
der Solarenergie passiert. 

Es lässt sich diskutieren, ob Klimaan-
lagen diesen zeitlich bedingten 
Überschuss selbst wieder auffressen. 
Gekühlt wird aber ohnehin: Mobile 
Klimageräte sind nicht bewilligungs-
pflichtig, sie sind jedoch ineffizienter 
als fix installierte. Eine erleichterte 
oder gar keine Bewilligung bedeuten 
jedoch nicht, dass es eine Pflicht zu 
einer Klimaanlage gibt. Niemand 
käme zudem auf die Idee, Wärme-
pumpen einzuschränken, weil im 
Winter wenig erneuerbare Energie 
produziert wird, und stattdessen das 
Tragen von Pullovern zu empfehlen. 

In einem Vernehmlassungsbericht 
zur Abänderung verschiedener 
Gesetze empfiehlt die Regierung, 
dass Wärmepumpen neu auch ohne 
zusätzliche Bewilligung zur Kühlung 
eingesetzt werden dürfen. Dies klingt 
nach einem Minimalkonsens. Die 
heissen Tage sollten auf alle Fälle die 
Regierung dazu anspornen, rasch 
einen Gesetzesentwurf vorzulegen.

Gerald Hosp 
Geschäftsführer  
Denkwerkstatt Zukunft.li

Martin Geiger 
Ökonom am Liechtenstein-Institut
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Partnerschaft in der Nachbarschaft 
Liechtenstein zeigt der Schweiz, dass Offenheit 
gegenüber Europa kein Widerspruch zu Eigen-
ständigkeit ist. 

Die Menschen des Fürstentums Liechtenstein 
und der Bezirke Werdenberg und Sarganserland 
sind sich nahe. Getrennt werden sie vorwiegend 
durch den Rhein – doch immer öfter auch durch 
den Stau. Die Region verbindet mehr, als sie 
trennt: in gesellschaftlicher, kultureller und 
wirtschaftlicher Hinsicht. Menschen pendeln 
täglich über die Grenze, Unternehmen finden 
ihre Mitarbeitenden auf beiden Seiten des 
Rheins, Wertschöpfungsketten greifen ineinan-
der und persönliche Beziehungen reichen weit 
über Staatsgrenzen hinaus. Wie stark dieser 
gemeinsame Lebens- und Wirtschaftsraum 
heute ist, zeigte sich auch an der diesjährigen 
IHK-Generalversammlung in Gams. In der 
Produktionshalle der Schöb AG kamen rund 
350 Mitglieder der regionalen Wirtschaft zu-
sammen. Und es zeigt sich: Die Nachbarschaft 
mit Liechtenstein ist für die Betriebe keine 
abstrakte Idee, sondern gelebte Realität. 

Die institutionelle Nähe ist über die Staats -
grenze hinaus in vielen Schritten in über 
100 Jahren gewachsen. Dank dem Zollvertrag – 
einer von über 105 Staatsverträgen – ist das 
Fürstentum Liechtenstein seit 1923 Teil des 
Schweizer Wirtschaftsraums. Bereits ein Jahr 
später wendet sich Liechtenstein dem Schwei-
zer Franken zu. 1995 tritt das Land dem Euro-
päischen Wirtschaftsraum (EWR) bei. Damit ist 
das Fürstentum ein doppelter Sonderfall: eng 
mit der Schweiz verbunden und zugleich Teil 
des europäischen Binnenmarkts. Diese Verbin-
dung beruht auf der Einsicht, dass offene Wege 
und klare Regeln den Alltag erleichtern. 

Liechtenstein hat damit einen eigenen, massge-
schneiderten europäischen Weg gewählt. Die 
Debatten, welche die Schweiz heute über 

Europa führt, hat das Fürstentum in den 
1990er-Jahren geführt. Drei Jahrzehnte später 
zeigt sich für viele Liechtensteiner: daraus ist 
kein Verlust an Souveränität entstanden. Im 
Gegenteil: Der EWR verschafft Zugang zum 
europäischen Binnenmarkt, während die Zoll- 
und Währungsunion mit der Schweiz erhalten 
bleibt. Gerade die Einbindung in dieses dop -
pelte Konstrukt stärkt die Handlungsfähigkeit 
und damit Souveränität des Fürstentums. 

Davon profitiert auch die Schweiz. Ein erfolgrei-
cher, eng verflochtener Nachbar stärkt die 
ganze Region wirtschaftlich, gesellschaftlich 
und kulturell. Der Liechtensteiner Weg mit 
Schweizer Zollgebiet und europäischem Wirt-
schaftsraum erinnert in seiner pragmatischen 
Logik an den bilateralen Weg der Schweiz. Auch 
dieser ermöglicht dort Teilnahme am europäi-
schen Binnenmarkt, wo es im Interesse der 
Schweiz liegt, ohne weitergehende politische 
Integration. Wer den bilateralen Weg erhalten 
will, muss ihn weiterentwickeln. Gerade des-
halb braucht es die Bilateralen III: Sie sichern 
den erfolgreichen Weg ab und schaffen verläss-
liche Beziehungen zu unseren wichtigsten 
Partnern in Europa. 

Die Ablehnung der 10-Millionen-Schweiz-In-
itiative ist ein wichtiges Signal. Die Bevölkerung 
sieht Migration und Wachstum zugleich als 
Herausforderung. Aber sie hat eine starre 
Begrenzung verworfen, die mehr blockiert als 
gelöst hätte. Sie will einen konstruktiven Weg 
nach vorne: mit Infrastrukturpolitik, der Siche-
rung von Fachkräften, effizienteren Verfahren 
und einer Europapolitik, die Verlässlichkeit 
schafft. Gleichzeitig müssen die Herausforde-
rungen des Bevölkerungswachstums konse-
quent angegangen werden. 

Gerade bei der Personenfreizügigkeit zeigt sich, 
wie wichtig massgeschneiderte Lösungen sind. 

Wegen seiner Grösse und besonderen geografi-
schen Lage verfügt Liechtenstein über eine 
dauerhafte Sonderlösung bei der Wohnsitznah-
me. Die Schweiz hat nach dem EWR-Nein von 
1992 ihren eigenen Weg gewählt: den bilatera-
len. Auch er beruht auf der Einsicht, dass Offen-
heit und Steuerungsfähigkeit vereinbar sind. 
Genau diesen Sonderweg gilt es mit den Bilate-
ralen III weiterzugehen und abzusichern. Die 
Personenfreizügigkeit soll arbeitsmarktorien-
tiert bleiben. Die Schutzklausel stärkt den 
Handlungsspielraum, sollten die gesellschaftli-
chen Probleme des Bevölkerungswachstums 
Überhand nehmen. 

Wenn täglich über 15 000 Personen in eine 
Volkswirtschaft mit rund 38 000 Personen zur 
Arbeit pendeln, stellt dies grosse Anforderun-
gen an die Infrastruktur, ist aber zugleich Aus-
druck von wirtschaftlichem Erfolg. Was sich im 
Kleinen an der Grenze zwischen St. Gallen und 
Liechtenstein zeigt, gilt für unsere Region als 
Ganzes: Wohlstand entsteht nicht innerhalb von 
Grenzen, sondern über sie hinaus. Liechten-
stein zeigt, dass ein kleiner Staat mit Mut, 
Pragmatismus und europäischer Offenheit 
erfolgreich sein kann. Die Schweiz kann daraus 
Gelassenheit lernen. Und den Willen, Grenzen 
nicht höher zu ziehen, sondern besser zu über-
winden.

Markus Bänziger 
Industrie- und Handelskammer St. Gallen-Appenzell

Wichtige Geberländer – insbeson -
dere die G7 – kürzen ihre bilaterale 
Entwicklungshilfe drastisch. Jüngst 
veröffentlichte OECD-Prognosen 
(2025–2028) zeigen von 2024 auf 
2025 einen historischen Rückgang 
um 23,1 Prozent. Besonders besorg-
niserregend sind die Kürzungen im 
Gesundheitssektor, wobei sie sich auf 
Regionen konzentrieren, die stark 

auf externe Hilfe angewiesen sind.  
Die obige Grafik zeigt das Total 
weltweiter bilateraler Entwick-
lungshilfe für Gesundheit und ver-
deutlicht das enorme Ausmass des 
Einbruchs nach einem zwischen-
zeitlichen Ausbau während der Co-
vid-19-Pandemie. Länder in Subsa-
hara-Afrika, darunter Malawi, Süd-
sudan und Uganda, sind bei der 

Finanzierung ihrer Gesundheitssy-
steme massiv auf externe Mittel 
angewiesen und ihnen fehlt der fi-
nanzielle Spielraum, um die Aus-
fälle aufzufangen. Dies hat drasti-
sche Folgen für die öffentliche Ge-
sundheit vor Ort und gefährdet 
langjährige Fortschritte bei der me-
dizinischen Basisversorgung und 
der globalen Pandemieprävention. 

Gesundheitsversorgung: Kürzungen bei Entwicklungshilfe treffen die Verwundbarsten
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